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Auszug aus dem Ghetto?
Die Waadtländer CVP stellt das «hohe C» zur Disposition

C.!Bi. Lausanne, 16.!Juni

In der Waadt fristet die Christlichdemokrati-
sche Volkspartei (CVP) seit je ein Mauerblüm-
chendasein. Dieser Kanton mit seiner solid frei-
sinnig-liberalen und antiklerikalen Tradition ist
und bleibt für eine Partei, die aus dem katholi-
schen Milieu herausgewachsen und mit ihm
immer noch verwachsen ist, ein karger Boden.
Traditionell ruht die hiesige CVP eigentlich auf
zwei – schwachen – Pfeilern. Einerseits besitzt sie
eine kleine regionale Basis im konfessionell ge-
mischten Bezirk Echallens im Hinterland von
Lausanne (Gros-de-Vaud), der einst eine gemein-
same Herrschaft von Bern und Freiburg war und
in dem deshalb schon immer eine Art konfessio-
neller Parität praktiziert wurde: Beide Konfessio-
nen sind hier gleich, die reformierte allerdings
etwas gleicher als die katholische. Und anderseits
besitzt die CVP einen christlichsozialen Flügel,
der sich früher vor allem im städtischen Milieu
rekrutierte, unter zugezogenen Arbeitern und
Kleingewerblern aus Freiburg, dem Wallis und
dem Jura. Alles in allem zu wenig, um zu leben –
und zu viel, um zu sterben.

Allerdings ist die CVP Waadt auch eine politi-
sche «Hungerkünstlerin» erster Güte, eine wahre
Virtuosin im Überleben. Obwohl sie aufgrund
ihrer Stammwählerschaft kaum mehr ins Gewicht
fällt, konnte sie sich in den letzten Jahren immer
wieder in den Nationalrat «mogeln», und zwar
dank prominenten Quereinsteigern wie dem
Radiojournalisten Jean-Charles Simon und dem
ETH-Professor und Medienstar Jacques Ney-
rinck. Bei den letzten eidgenössischen Wahlen
musste der viel wissende und wendige Altmeister
jedoch seinen Sitz abgeben. Dabei ist er dank
dem Film «Mais im Bundeshus» inzwischen so-
gar in der Deutschschweiz zu einem Begriff ge-
worden. Auch auf kantonaler Ebene schlafwan-
delt die CVP haarscharf dem Abgrund entlang.
Im Grossen Rat bringt sie es gerade noch auf 2
von 180 Sitzen, und in der Kantonsregierung war
sie noch nie vertreten.

Nicht viel besser sieht es in der Kantonshaupt-
stadt Lausanne aus. Zwar belegte die CVP einst in
der Lausanner Stadtexekutive einen Sitz. Doch
ihr letzter Stadtrat, Roger Mugny, wurde 1977
vom radikalen Platzhirsch und Stadtpräsidenten
Jean-Pascal Delamuraz aus der Stadtregierung
verscheucht, um den Grünen Platz zu machen.
Mugnys Neffe Patrice politisiert jetzt bei den
Genfer Grünen. Die CVP ist in Lausanne seither
mehr oder weniger unsichtbar. Dennoch gelang
es ihr bei den letzten städtischen Wahlen, fünf
Sitze im Parlament zu erobern – dank einer Lis-
tenverbindung mit der SVP. Dies mag von der
eidgenössischen Warte aus besehen ziemlich
überraschend sein, zumal diese Listenverbindung
als «Voie du centre», als Stimme der Mitte, fir-
mierte; aber schliesslich bezeichnet sich die Partei
von Christoph Blocher in der Romandie auch
heute noch als «Union démocratique du centre»,
UDC, als demokratische Zentrumspartei. In-
zwischen ist freilich auch in der Waadt die Har-

monie zwischen CVP und SVP zerbrochen.
Jedenfalls sind vier CVP-Gemeinderäte aus der
Fraktion «Voix du centre» ausgetreten. Sie ver-
suchen nun, eine eigene CVP-Fraktion auf die
Beine zu stellen, was aber rechtliche Probleme
aufwirft.

Wie man sieht, braucht es also in der Waadt
schon einige Überzeugung, ein bisschen Kühn-
heit, viel Ehrgeiz oder möglicherweise sogar einen
Schuss Masochismus, um bei der CVP zu politi-
sieren. Nun aber will die Partei, wie die Tageszei-
tung «24 heures» ankündigt, einen x-ten Neustart
versuchen. Ihr neuer Präsident, der Tessiner
Michele Mossi, sprudelt vor Ideen. Der 34-jäh-
rige Ingenieur, dessen an der ETH Lausanne
domizilierte Firma Geste Engineering das Projekt
Swissmetro bearbeitet, möchte sich unter ande-
rem in Verkehrsfragen, der Gesundheitspolitik
und in der Ausländerpolitik mit neuen Vorschlä-
gen profilieren. Nicht zuletzt will er den Kontakt
mit den – auf Gemeindeebene wahlberechtigten –
Ausländergruppen pflegen. Demnächst soll die
Partei, wie er uns im Gespräch verrät, ein auslän-
disches Vorstandsmitglied bekommen. Zudem
sind die 300 Parteimitglieder daran, über den Par-
teinamen nachzudenken. Dabei geht es in erster
Linie um die Frage, ob das «hohe C» aufgegeben
werden soll. Natürlich berufe sich die Partei auf
christliche Werte und die Menschenrechte, sagt
Mossi, doch wolle sie für Menschen aus allen reli-
giösen Milieus attraktiv und offen sein. In den
nächsten Tagen werden die Resultate der internen
Konsultation bekannt.

Freilich kann man sich fragen, ob es sinnvoll
sei, genau das aufzugeben, was Identität und Tra-
dition dieser Partei symbolisiert. Oder um es in
Marketingchinesisch auszudrücken: Soll eine
Institution, die sich in einer Identitätskrise befin-
det, ausgerechnet auf ihre klassische USP (Unique
Selling Proposition) verzichten? Die Vorstellung,
die CVP könnte – wie die CDU in Deutschland –
zu einem grossen Sammelbecken auch für Leute
werden, die nicht aus einem katholischen oder
christlichen Umfeld stammen, scheint in der
Schweiz wenig realistisch; seit sich die alte Katho-
lisch-Konservative Partei in CVP umfirmierte, ist
ihr das nie richtig gelungen. Und die Bezeichnung
«Partei der humanistischen, von christlichen Wer-
ten inspirierten Mitte» dürfte auch nicht gerade
sehr zugkräftig sein. Würde die CVP Waadt ihr C
abgeben, stellte sich also immer noch die Frage,
wie die Partei künftig heissen soll. Parteiintern
zirkuliert eine Idee: Eigentlich sollte man sich
«Union démocratique du centre» nennen. Fragt
sich nur, ob die SVP bereit ist, in einem Akt
christlich inspirierter Bruderliebe ihren welschen
Markennamen der CVP zu überlassen – die SVP
ist ja nicht gerade dafür bekannt, dass sie anderen
Parteien Geschenke macht. Doch anderseits
könnte die rechtsbürgerliche Volkspartei damit
ihren welschen Namen, eine Altlast aus den zen-
tristischen Ogi-Jahren, endlich entsorgen. Viel-
leicht sollte dieses Tauschgeschäft doch ernsthaft
in Betracht gezogen werden.

Aufwertung des öffentlichen Raums
Wakker-Preis 2004 des Heimatschutzes für die Stadt Biel
Für beispielhaftes Engagement zugunsten einer qualitativen Stadtentwicklung zeichnet
der Schweizer Heimatschutz die Stadt Biel mit dem Wakker-Preis 2004 aus. Er würdigt
damit insbesondere die vorbildliche Aufwertung des öffentlichen Raums sowie den
Umgang mit der Baukultur des 20.!Jahrhunderts. Nicht zuletzt das starke Engagement
für die Expo!02 hat der Stadt an der Sprachgrenze zu einer neuen Dynamik verholfen.

kfr. Biel, 16.!Juni

Lange Zeit galt Biel als Stadt in der Krise, und
viele Bieler litten unter dem Negativimage. Heute
ist es anders; die «Stadt der Kommunikation» hat
es verstanden, sich einen anderen, besseren Ruf
zu verschaffen. Zwar ist nicht zu bestreiten, dass
die exportorientierte Wirtschaft, namentlich die
Uhrenindustrie, häufiger als anderswo Opfer von
Schwierigkeiten wurde, aber gerade deswegen
zeichnet Biel die Fähigkeit aus, sich am eigenen
Schopf aus dem Sumpf zu ziehen. Obwohl der
jüngste wirtschaftliche Einbruch Folgen zeitigte –
die Einwohnerzahl verharrt bei rund 50!000, es
gibt noch etwa 32!000 Arbeitsplätze in 3000
Unternehmen, und die Arbeitslosenquote liegt bei
5,3 Prozent –, überwiegen wieder die positiven
Meldungen. Die Verleihung des Wakker-Preises
2004 durch den Schweizer Heimatschutz (SHS)
ist eine davon. Urkunde und Preissumme werden
der Stadt im Rahmen eines festlichen Anlasses am
Samstag, 19.!Juni, überreicht.

Zeugen der Zeit des «roten Biel»
Biel besitzt sowohl eine mittelalterliche Altstadt

als auch Stadtteile, die als «modern» eingestuft
werden. Die Altstadt hat ihr Erscheinungsbild
weitgehend beibehalten, denn mit dem Beginn
der Industrialisierung Mitte des 19.!Jahrhunderts
wuchs das um 1230 gegründete Biel vor allem
ausserhalb der Stadtmauern. Namentlich unter
Stadtpräsident Guido Müller (von 1921 bis 1947
im Amt) veränderte sich das Gesicht der Stadt. Zu
den Zeugen der Zeit des «roten Biel» gehören das
gesamte Bahnhofquartier, das zwischen 1929 und
1945 nach dem Gesamtkonzept von Stadtbau-
meister Otto Schaub und nach strengen Sonder-
bauvorschriften – mit Flachdachobligatorium –
errichtet wurde, das Strandbad und die Gebäude
der 1934 angesiedelten General Motors. Ein
wichtiges Symbol der damaligen Arbeiterbewe-
gung und ein herausragendes Beispiel der Bieler
Moderne ist zudem das Volkshaus. Es wurde ab
1930 nach den Plänen von Architekt Eduard Lanz
erstellt und 1986 bis 1989 renoviert.

Das Volkshaus ist nach einem Konkurs von der
Stadt übernommen worden. Nachdem sie von der
Rezession und der Krise der Uhrenindustrie mit
voller Wucht getroffen worden war – sie hinter-
liessen zahlreiche Industriebrachen –, besann sich
die Stadt auf die frühere Politik der Siedlungsent-
wicklung, auf ein Merkmal des «roten Biel». Die
aktive Landerwerbspolitik führte dazu, dass heute
ein Viertel des überbaubaren Gemeindegebiets im
Besitz der Stadt ist. Die Abgabe von Land im
Baurecht verschafft ihr die Möglichkeit, Einfluss
auf die Bauentwicklung zu nehmen. Das ist auch
ein Grund für die Preisvergabe durch den SHS:
Die konsequente Durchführung von Wettbewer-
ben bei eigenen Neubauvorhaben garantiere eine
überdurchschnittliche Qualität der Architektur,
und die Unterstützung von Privaten zeige, dass
Wettbewerbe ein geeignetes Mittel zur Steigerung
der qualitativen Gestaltung seien.

Erhaltung der vorhandenen Bausubstanz
Die Revision der Nutzungsplanung (in Kraft

seit 1999) förderte Vorhaben zur Verbesserung
der Siedlungsentwicklung. Das Projekt «Attrakti-
vierung Innenstadt» will der Konkurrenzierung
von Geschäften durch ein Einkaufszentrum im
Bözingenfeld begegnen. Mit der Ausfüllung von
Baulücken, dem Bau von Parkhäusern und der
Renovation der vorhandenen Bausubstanz soll
einerseits die Achse Bahnhof - Zentralplatz - Alt-
stadt aufgewertet und anderseits die Verbindung
zum See hergestellt werden. Das Ergebnis ist be-
achtlich: Die Fussgängerzone Nidaugasse konnte
realisiert werden, der Zentralplatz wurde neu ge-
staltet (wenn auch nicht nach dem ursprünglichen
Projekt), einheitliche Gestaltungselemente setzen

städtebauliche Akzente. Demnächst wird auch der
Bahnhofplatz ein neues Aussehen erhalten.

An der Zentralstrasse steht das Kongresshaus.
Das nach einem Entwurf des Bieler Architekten
Max Schlup 1961 bis 1965 erstellte und von 1998
bis 2002 sanierte Gebäude beschreibt ein Faltblatt
des SHS zur Verleihung des Wakker-Preises als
«grossstädtisch, dynamisch und expressiv» und
als «Symbol für die Aufbruchstimmung in den
späten 1950er Jahren». Zur Bauzeit galt die Kon-
struktion aus Stahlkabeln und Fertigelementen als
grösstes aufgehängtes Dach aus Beton in Europa.
Es ist nun zusammen mit anderen ein Beispiel für
die Erhaltung und die Aufwertung der Baukultur
des 20.!Jahrhunderts.

Expo!02 – genutzte Chance
Der Prospekt «Baukultur entdecken» lädt dazu

ein, auf einem Rundgang durch die Stadt rund 20
architektonische Perlen zu besichtigen. Einige da-
von verdankt Biel der Expo!02, einem wichtigen
Motor der neuen Dynamik, der vor allem von
Stadtpräsident Hans Stöckli auf hohen Touren ge-
halten wurde. Zwar empfanden nicht wenige Bie-
ler die Landesausstellung eher als Last denn als
Lust (zumindest im Vorfeld), vor allem wegen der
erwarteten Besucher- und Verkehrsströme. Doch
bescherte die Expo der Stadt auch die Eröffnung
des Ostastes der A!5 und einen neu geschaffenen
Zugang vom Bahnhof zum See mit dem Robert-
Walser-Platz. Während der Expo strömten hier
Tausende vorbei, heute wirkt der Platz oft leer.
Das wird sich ändern, wenn weitere Bauten reali-
siert sind. Ebenfalls in jüngerer Zeit und auf die
Landesausstellung hin entstanden sind das mit
dem Atu-Prix des Kantons Bern ausgezeichnete
Bahnhofparking und der Kopfbau.

Biel hat die einmalige Chance zur nachhaltigen
Veränderung des Bildes, das man sich vor der
Expo!02 von der Stadt machte, genutzt. Dieselbe

Auffassung hat der Schweizer Heimatschutz. Es
sei der Stadt gelungen, nach Jahren der Vernach-
lässigung den öffentlichen Raum und das bau-
liche Erbe des 20.!Jahrhunderts «neu in Wert zu
setzen» und die Qualität der Architektur bei Neu-
bauten zu steigern. Die Zusprechung des Wakker-
Preises soll Biel auf dem eingeschlagenen Weg
bestärken und anderen Gemeinden zeigen, dass
aktives Engagement Früchte trägt.

Verstaatlichte Hilfsbereitschaft?
Wie nachhaltig ist erzwungener Altruismus?

Von Robert Nef, Zürich

Die Bereitschaft, einander zu helfen, zu schüt-
zen und zu fördern, gehört zu den Voraussetzun-
gen einer funktionierenden Gemeinschaft. Sie
figuriert deshalb auch in politischen Programmen
unter der Rubrik Sozialpolitik ganz oben und ge-
hört dort zu den populären Postulaten. Keine
Partei und auch keine gemeinnützige Organisa-
tion will auf sozialpolitische Forderungen an den
Staat ganz verzichten. Die Unterschiede liegen in
Dosierung und Gewichtung, gemäss denen «mehr
Staat» gefordert wird. Caritas, eines der grossen
gemeinnützigen Hilfswerke der Schweiz, verpasst
in öffentlichen Verlautbarungen kaum eine Ge-
legenheit, auf die Notwendigkeit eines Ausbaus
staatlicher Sozialpolitik hinzuweisen. Glaubt sie
selbst nicht mehr an die spontane «caritas», eine
der christlichen Tugenden? Wenn der Staat hilft,
schützt und fördert, geschieht dies immer durch
bezahlte Funktionäre auf Kosten von Steuer-
zahlern, die möglicherweise spontan weniger
hilfsbereit wären oder andere Prioritäten gesetzt
hätten. Man kann also über die Steuerpflicht zu-
nächst einmal für Soziales zusätzliche Mittel
mobilisieren. Darum ist die Forderung nach staat-
licher Hilfe stets auch wesentlich populärer als
der Appell an die persönliche Hilfsbereitschaft.
Die eigene Hilfsbereitschaft wird nämlich da-
durch zunächst ergänzt und verstärkt. Letztlich
lässt sie sich aber, so wird spekuliert, auf die
Dauer auf Dritte abwälzen, von denen man an-
nimmt, sie seien dadurch weniger beeinträchtigt.
Diese Dritten meint man nämlich, wenn man

sagt: «der Staat soll», denn der Staat finanziert
sich ja durch Steuergelder. Wenn man sich selbst
meinen würde, wäre ja eine direkte Spende sinn-
voller. Aber geht diese Rechnung auf? Ist es nicht
so, dass durch Delegieren von gesellschaftlich
fundamental wichtiger Bereitschaft an eine Orga-
nisation, die Zwangsmittel einsetzt, die spontane
Bereitschaft schwindet? Die Vermutung, dass dar-
aus schliesslich auf die Dauer für die Gemein-
schaft sogar ein negativer Saldo an Hilfsbereit-
schaft resultiert, ist berechtigt. Perfektionistische
Sozialpolitik macht asozial, weil sie die persön-
liche Hilfsbereitschaft zunächst ergänzt und
schliesslich ersetzt. Die Frage, wie persönlich, wie
institutionell, wie organisiert und wie zentralisiert
Hilfe, Schutz und Förderung sein sollen, bleibt
offen. Ist der Staat, ist eine Staatengemeinschaft,
sind die Kirchen oder eine gemeinnützige Organi-
sation der beste Garant für ein nachhaltig funktio-
nierendes Netzwerk der Hilfe und der Unterstüt-
zung? Ist es naiv, an die Zukunftstauglichkeit pri-
vater Hilfsbereitschaft zu glauben? Wer dies-
bezüglich auf das staatliche Zwangsmonopol und
auf die Steuerpflicht setzt und soziale Aufgaben
schrittweise an die Bürokratie des Wohlfahrts-
staats delegiert, ist möglicherweise naiver als der-
jenige, der sich für die Schaffung günstiger Vor-
aussetzungen einsetzt, unter denen privater Ego-
ismus und Altruismus spontan und individuell
immer wieder neu kombiniert werden können.
Hilfsbereitschaft gedeiht im Umfeld von Freiwil-
ligkeit besser als unter Zwang.

Biel scheint sein Negativimage definitiv losgeworden zu sein und wird vom Heimatschutz für eine vor-
bildliche, qualitative Stadtentwicklung gerühmt. (Bild Edouard Rieben)

Berufungsverhandlung
im Fall Leukerbad

Sitten, 16.!Juni. (ap) Vor dem Walliser Kan-
tonsgericht beginnt am Montag die zweite Auf-
lage des Prozesses gegen die Verantwortlichen
des Finanzdebakels von Leukerbad. Die Be-
rufungsverhandlung dauert voraussichtlich drei
Tage. Hauptangeklagter ist der ehemalige CVP-
Nationalrat und Gemeindepräsident von Leuker-
bad, Otto Loretan. Zur zweitinstanzlichen Ge-
richtsverhandlung kommt es, weil der Staats-
anwalt und alle vier Verurteilten das Urteil des
Kreisgerichts Oberwallis angefochten haben. Der
Staatsanwalt macht geltend, dass der Delikts-
betrag bei dem durch Loretan und den Architek-
ten begangenen Betrug höher ist als vom Kreis-
gericht genannt. Zudem will er, dass Loretan und
der Architekt auch wegen Steuerbetrugs verurteilt
werden. Für Loretan fordert er zudem einen
Schuldspruch wegen ungetreuer Geschäftsbesor-
gung. Loretans Verteidiger will für seinen Man-
danten mit der Berufung einen vollen Freispruch
erreichen. Der Verteidiger des Architekten will für
seinen gesundheitlich angeschlagenen Mandanten
einen bedingten Strafvollzug erreichen. Der
58-jährige Loretan war am 1.!Dezember 2003 in
erster Instanz als Hauptverantwortlicher des
Finanzdebakels von Leukerbad wegen mehr-
fachen Betrugs, mehrfacher ungetreuer Geschäfts-
führung und mehrfacher ungetreuer Amtsführung
sowie wegen Urkundenfälschung zu viereinhalb
Jahren Zuchthaus verurteilt worden. Sein früherer
Baumeister und Architekt wurde mit einer zwei-
einhalbjährigen Zuchthausstrafe bedacht.
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